
Eisenstadt, am 18. November 1997

Präsident des Burgenländischen Landtages

DDr. Erwin SCHRANZ

Landhaus

7000 Eisenstadt

Antrag

gemäß Art. 29 Abs. I L-VG iVm § 22 GeOLT

der Landtagsabgeordneten

Dr. Peter Rezar

Franz Glaser

und Kollegen auf Erlassung eines Gesetzes, mit dem das Bürgermeister-Pensionsgesetz 1979

geändert wird



Gesetz vom
ändert wird

Der Landtag hat beschlossen:

, mit dem das Bürgermeister-Pensionsgesetz 1979 ge-

Artikel I

Das Bürgermeister-Pensionsgesetz 1979, LGBl. Nr. 19, zuletzt geändert durch das Ge­
setz LGBl. Nr. 24/1994, wird wie folgt geändert:

1. § 3 Abs. 4 lautet:

"(4) Der Ruhebezug beträgt nach einer Funktionsdauer von zehn Jahren 50 % der Be­
messungsgrundlage und erhöht sich

1. für jedes weitere Jahr der Funktionsausübung um 2 % und
2. für jedes restliche Monat der Funktionsausübung um 0,167 %

der Bemessungsgrundlage. Das sich daraus ergebende Prozentausmaß ist auf zwei
Kommastellen zu runden. Der Ruhebezug darf 80 % der Bemessungsgrundlage nicht
übersteigen. "

2. § 9 Abs. 2 erster Satz lautet:

"Die §§ l l Iit.a und f, Ba, 14 Abs. 2 bis 4, 16 Abs. 1, 17 Abs. 1 bis 6, 18 Abs. 2 bis
5, 19,21 Abs. l Iit.c und Abs. 2, 28, 33, 35 und 38 bis 41 Abs. 1bis 3 des Pensionsge­
setzes 1965 in der für die Landesbeamten jeweils geltenden Fassung sind sinngemäß
anzuwenden. "

3. § 10 Abs. 2 lautet:

"(2) Die Funktionsdauer ist in vollen Jahren und Monaten auszudrücken. Bruchteile
eines Monates zählen als voller Monat."

4. Nach § 15 a werden folgende Bestimmungen eingefügt:

"Besondere Übergangsbestimmungen für die Zeit nach
dem Ablauf des 30. Juni 1998.

§ 15b

Zeitlicher Geltungsbereich

Die §§ 15c bis 15g sind auf Zeiträume anzuwenden, die nach dem Ablauf des 30. Juni
1998 liegen.
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§ 15c

Weiteranwendung der Bestimmungen über Ruhe­
und Versorgungsbezüge kraft Gesetzes

(1) Einen Anspruch auf Ruhebezug nach diesem Gesetz können nur mehr Bürgermei­
ster erwerben, die mit Ablauf des 30. Juni 1998 zehn Jahre an ruhebezugsfähiger
Funktionsdauer im Sinne der §§ 3 und 10 aufweisen.

(2) Die Voraussetzungen des Abs. 1 gelten auch für die Erlangung eines Anspruches
aufVersorgungsbezug nach einem in diesem Absatz angeführten Bürgermeister.

(3) Auf Personen nach den Abs. 1 und 2 sind für die Zeit nach dem 30. Juni 1998 fol­
gende Rechtsvorschriften anzuwenden:

1. das Burgenländische Gemeindebezügegesetz, LGBl. Nr.
§§ 26 bis 29,

, mit Ausnahme der

2. folgende in Betracht kommenden Bestimmungen dieses Gesetzes:

a) §§ 13, 14 und 16
b) §§ 1 bis 12, wenn die Voraussetzungen für den Anfall eines Ruhe- oder Ver­

sorgungsbezuges erfiillt sind,
c) §§ 15 bis 15g, soweit sie sich auf die anderen anzuwendenden Bestimmungen

dieses Gesetzes beziehen.

(4) Auf Personen nach den Abs. 1 und 2 sind die im Abs. 3 Z 2 angeführten Bestim­
mungen mit der Maßgabe anzuwenden, daß dem Pensionsbeitrag, dem allfälligen Ru­
hebezug und dem allfälligen Versorgungsbezug nicht die Bezüge (hinsichtlich des
Pensionsbeitrages auch die Sonderzahlung) nach dem Burgenländischen Gemeindebe­
zügegesetz zugrunde zu legen sind, sondern die Aufwandsentschädigung (hinsichtlich
des Pensionsbeitrages auch die Sonderzahlung), auf die der betreffende Bürgermeister
nach § 2 der Verordnung der Burgenländischen Landesregierung über die Aufwands­
entschädigung der Gemeindemandatare, LGBl. Nr. 38/1992, nach § 2 der Verordnung
der Burgenländischen Landesregierung über die Aufwandsentschädigung der Gemein­
demandatare der Freistadt Rust, LGBl. Nr. 66/1993, oder nach § 1 der Verordnung der
Burgenländischen Landesregierung betreffend die Festsetzung des Mindestsatzes der
Entschädigung für die Ausübung des Amtes eines Bürgermeisters der Freistadt Eisen­
stadt, LGBl. Nr. 14/1979, in der Fassung LGBl. Nr. 60/1993, jeweils Anspruch hätte.

§ 15 d

Optionsrecht
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(1) Bürgermeister, die am 30. Juni 1998 eine Funktion als Bürgermeister bekleiden
und mit Ablauf des 30. Juni 1998 eine geringere als im § 15 c Abs. 1 genannte ruhebe­
zugsfähige Funktionsdauer aufweisen, können bis zum Ablauf des 30. November 1998
schriftlich erklären, daß auf sie weiterhin die im § 15 c Abs. 3 Z 2 angeführten Rechts­
vorschriften anzuwenden sind.

(2) Bürgermeister, die vor Ablauf des 30. Juni 1998 aus einer Funktion als Bürgermei­
ster ohne Anwartschaft auf Ruhebezug nach diesem Gesetz ausgeschieden sind und
am 30. Juni 1998 keine solche Funktion bekleiden, können, wenn sie in der Zeit nach
dem 30. Juni 1998 mit einer Funktion als Bürgermeister betraut werden, innerhalb von
drei Monaten nach übernahme der Funktion schriftlich erklären, daß auf sie weiterhin
die Rechtsvorschriften nach § 15 c Abs. 3 Z 2 anzuwenden sind.

§ 15 e

Rechtsfolgen einer Option

(1) Auf Bürgermeister, die innerhalb offener Frist eine schriftliche Erklärung gemäß
§ 15d Abs. 1 oder 2 abgeben, sind die im § 15c Abs. 3 angeführten Rechtsvorschrif­
ten und § 15c Abs. 4 nach Maßgabe der Abs. 2 bis 9 anzuwenden.

(2) Für den Erwerb eines Anspruches auf Ruhebezug ist auch in den Fällen des Abs. 1
eine ruhebezugsfähige Funktionsdauer von 10 Jahren erforderlich. Für die Bemessung
des Ruhebezuges zählen diese Zeiten jedoch nur, soweit sie vor dem 1. Juli 1998
liegen.

(3) An die Stelle des im § 3 Abs. 4 angeführten Ausmaßes der Bemessungsgrundlage
von 50 % tritt ein Prozentsatz, der sich aus der Multiplikation der Anzahl der vor dem
1. Juli 1998 liegenden Monate nach Abs. 2 mit der Zahl 0,41666 ergibt.

(4) Die Abs. 2 und 3 sind auch bei der Bemessung von Versorgungsbezügen für Hin­
terbliebene nach den im Abs. 1 angeflihrten Personen anzuwenden.

(5) Die im Abs. 1 angeführten Bürgermeister sowie die Gemeinden haben für Zeiten
der ruhebezugsfähigen Funktionsdauer nach Abs. 2, die nach dem 30. Juni 1998 lie­
gen, einen Beitrag zu leisten. Die Beitragspflicht endet mit dem Monat, mit dem ein
solcher Bürgermeister die im Abs. 2 angeführte Gesamtsumme an ruhebezugsfähiger
Funktionsdauer erreicht. Der Beitrag des Bürgermeisters ist von der Gemeinde einzu­
behalten und gemeinsam mit dem Beitrag der Gemeinde halbjährlich bis spätestens 15.
Juli und 15. Jänner eines jeden Jahres an das Land abzuführen.

(6) Für die Bemessung des Beitrages des Bürgermeisters und der Gemeinde nach Abs.
5 ist der für die Höhe des Beitrages gesetzlich vorgesehene Prozentsatz mit der Anzahl
der vor dem 1. Juli 1998 liegenden Monate nach Abs. 2 zu vervielfachen und durch
die Zahl 120 zu teilen.

19.11.l997/BPGNOV1SAM

Seite 3



(7) Bürgermeister, die innerhalb offener Frist eine schriftliche Erklärung im Sinne des
§ 15 d abgeben und denen vor dem Ablauf des 30. Juni 1998 ein Pensionsbeitrag ge­
mäß § 13 Abs. 4 überwiesen worden ist, haben innerhalb der offenen Frist des § 15 d
schriftlich und unwiderruflich zu erklären, ob sie nach Beendigung der neuerlichen
Funktionsausübung die überwiesenen Beiträge dem Land Burgenland gemäß § 13
Abs. 5 dieses Gesetzes rückerstatten werden. Im Falle der rechtzeitigen Erklärung, die
Pensionsbeiträge rückzuerstatten, gelten die Zeiten der früheren Funktionsausübung,
für die Beiträge überwiesen worden sind, als Zeiten gemäß Abs. 2. Die durch die frist­
gerechte Abgabe der Erklärung begründete Verpflichtung zur Rückerstattung überwie­
sener Pensionsbeiträge ist mit Bescheid festzustellen. Wird die Erklärung nicht fristge­
recht abgegeben, ist eine Rückerstattung der überwiesenen Beiträge nicht mehr
möglich.

(8) Auf einen im Abs. 1 genannten Bürgermeister ist § 29 des Burgenländischen Ge­
meindebezügegesetzes (Pensionskassenregelung) bei Vorliegen der dort genannten
Voraussetzungen mit der Maßgabe anzuwenden, daß der dort genannte Prozentsatz
des von der Gemeinde zu leistenden Beitrages im Falle des Abs. 3 durch 120 zu teilen
und anschließend mit der Zahl der Monate zu vervielfachen ist, um die die Zahl 120
die Anzahl der vor dem 1. Juli 1998 liegenden Monate nach Abs. 2 übersteigt. Der
Beitrag der Gemeinde gemäß § 4 Abs. 1 des Burgenländischen Pensionskassenvorsor-
gegesetzes LGBl. Nr. verringert sich entsprechend.

(9) Wird Abs. 8 auf § 29 des Burgenländischen Gemeindebezügegesetzes angewendet,
so verringern sich die nach den §§ 3 und 6, 11 oder 17 des Burgenländischen Gemein­
debezügegesetzes gebührenden Bezüge abweichend vom § 29 Z 1 des Burgenländi­
sehen Gemeindebezügegesetzes auf das Ausmaß, das sich aus der Teilung der Zahl
100 durch den um 100 erhöhten Prozentsatz gemäß Abs. 8 ergibt.

(10) In den Fällen der §§ 15 c bis 15 e ist auf die Berechnung der ruhebezugsfähigen
Funktionsdauer § 10 Abs. 2 anzuwenden.

§ 15 f

Vollständiger Übergang auf das
Burgenländische Gemeindebezügegesetz

(I) Auf Bürgermeister

I. die unter § 15d fallen, aber innerhalb offener Frist eine schriftliche Erklärung
im Sinne des § 15d nicht abgeben, oder

2. die erst nach dem 30. Juni 1998 erstmals mit einer Funktion als Bürgermeister
betraut werden

ist - soweit nicht § 15e ausdrücklich anderes anordnet - anstelle dieses Gesetzes das
Burgenländische Gemeindebezügegesetz anzuwenden.
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(2) Die Beiträge, die von den im Abs. 1 Z 1 angeführten Bürgermeistern und von den
jeweiligen Gemeinden nach § 13 Abs. 2 geleistet worden sind, sind mit den monatlich
von der österreichischen Nationalbank veröffentlichten Sekundärmarktrenditen der
Bundesanleihen bis zum Stichtag 30. Juni 1998 entsprechend aufzuzinsen und für die
Überweisungsbeträge gemäß Abs. 3 bis 6 zu verwenden.

(3) Das Land hat einen Überweisungsbetrag zu leisten

1. für Bürgermeister nach § 15 d Abs. 1, die innerhalb offener Frist eine schriftliche
Erklärung im Sinne des § 15d nicht abgeben und denen vor dem Ablauf des 30.
Juni 1998 kein Beitrag gemäß § 13 Abs. 4 überwiesen worden ist,

2. für Bürgermeister nach § 15d Abs. 2, die innerhalb offener Frist eine schriftliche
Erklärung im Sinne des § 15d nicht abgeben und denen vor dem Ablauf des 30.
Juni 1998 kein Beitrag gemäß § 13 Abs. 4 überwiesen worden ist, und

3. für Bürgermeister nach § 15d, die innerhalb offener Frist eine schriftliche Erklä­
rung im Sinne des § 15d nicht abgeben und denen vor dem Ablauf des 30. Juni
1998 ein Beitrag gemäß § 13 Abs. 4 überwiesen worden ist, sofern der überwie­
sene Beitrag dem Land Burgenland im Falle des § 15d Abs. 1 bis spätestens 30.
September 1998 und im Falle des § 15d Abs. 2 innerhalb von drei Monaten nach
Übernahme der Funktion rückerstattet wird.

(4) Der Überweisungsbetrag ist

1. für die im Abs. 3 Z 1 angeführten Bürgermeister bis zum 28. Februar 1999,
2. für die im Abs. 3 Z 2 angeführten Bürgermeister innerhalb von drei Monaten

nach dem Ende der Frist für die im § 15 d Abs. 2 vorgesehene Erklärung und
3. für die im Abs. 3 Z 3 angeführten Bürgermeister innerhalb von drei Monaten

nach dem Ende der Frist für die Rückerstattung der Pensionsbeiträge

zu leisten.

(5) Der überweisungsbetrag ist an jenen Pensionsversicherungsträger zu leisten, der
auf Grund der ausgeübten Erwerbstätigkeit zuständig ist oder auf Grund der zuletzt
ausgeübten Erwerbstätigkeit zuständig war. War der Bürgermeister bis zum 30. Juni
1998 nach keinem anderen Gesetz in der Pensionsversicherung pflichtversichert, so ist
der Anrechnungsbetrag an die Pensionsversicherungsanstalt der Angestellten zu lei­
sten. Dies gilt nicht für Bürgermeister, die in einem pensionsversicherungsfreien
Dienstverhältnis standen. Für die Höhe des Überweisungsbetrages gilt § 311 Allge­
meines Sozialversicherungsgesetz (ASVG), BGBI. Nr. 189/1955, in der Fassung
BGBL I Nr. 79/1997, mit der Maßgabe, daß der Berechnung des Überweisungsbeitra­
ges Entgelte nur soweit zugrundezulegen sind, als der Bürgermeister insgesamt die
Höchstbeitragsgrundlage nicht erreicht hat. Die Monate, für die ein Überweisungsbe­
trag geleistet wird, gelten als Beitragsmonate der Pflichtversicherung nach den vom je­
weiligen Pensionsversicherungsträger anzuwendenden sozialversicherungsrechtlichen
Vorschriften. § 70 ASVG, § 127b Gewerbliches Sozialversicherungsgesetz (GSVP),
BGBL Nr. 560/1978, in der Fassung BGBI. Nr. 297/1995, und § 118b
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Bauersozialversicherungsgesetz (BSVG), BGBL Nr. 559/1978, in der Fassung BGBL
Nr. 297/1995, sind nicht anzuwenden.

(6) Der nach der Überweisung gemäß Abs. 3 bis 5 verbleibende restliche Betrag nach
Abs. 2 ist als Deckungserfordernis im Sinne des § 48 des Pensionskassengesetzes
(PKG), BGBL Nr. 281/1990 in der Fassung BGBL I Nr. 64/1997, an die in einer Er­
klärung gemäß dem § 3 Abs. 2 des Bgld. Pensionskassenvorsorgegesetzes (Bgld.
PKVG), LGBL Nr. festgelegte Pensionskasse zu übertragen, mit der die
Gemeinde einen Pensionskassenvertrag gemäß § 3 Abs. 1 Bgld. PKVG abgeschlossen
hat. Wird keine Erklärung gemäß § 3 Abs. 2 Bgld. PKVG abgegeben, ist der nach der
Überweisung gemäß Abs. 3 verbleibende restliche Betrag nach Abs. 2 einem Versi­
cherungsunternehmen für einen Versicherungsvertrag für eine Rentenversicherung oh­
ne Rückkaufsrecht zu überweisen, sofern das Organ einen solchen Versicherungsver­
trag abgeschlossen hat.

§ 15 g

Weiteranwendung der Bestimmungen über Ruhe- und
Versorgungsbezüge bei Unfähigkeit zur weiteren

Funktionsausübung

(1) Auf Bürgermeister nach § 15 f Abs. 1 Z 1, die

1. wegen Unfähigkeit zur weiteren Funktionsausübung aus ihrer Funktion ausschei­
den und

2. bereits am 30. Juni 1998 die für ihre zum Zeitpunkt dieses Ausscheidens ausge­
übte Funktion maßgebenden zeitlichen Voraussetzungen des § 3 Abs. 2 erfüllt
haben,

sind ab dem Zeitpunkt des Ausscheidens die Bestimmungen dieses Gesetzes anzuwen­
den.

(2) Scheidet ein Bürgermeister gemäß Abs. 1 mit Anspruch auf Ruhebezug nach die­
sem Gesetz aus, ist § 27 Gemeindebezügegesetz nicht anzuwenden."

Artikel 11

Dieses Gesetz tritt mit 1. Juli 1998 in Kraft.
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